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Auszug
aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich

vom 5. Juli 2000
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Zu Frage 1: Wie im Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (SR
642.1) wird auch im Zürcher Steuergesetz vom 8. Juni 1997 (StG, LS
631.1) ausdrücklich festgehalten, dass «alle Einkünfte aus privat-
rechtlichem oder öffentlich-rechtlichem Arbeitsverhältnis mit Ein-
schluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für Sonder-
leistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubiläurns-
geschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen und andere
geldwerte Vorteile» steuerbar sind (§ 17 Abs. 1 StG). Als solche Ein-
künfte aus unselbständiger Erwerbstätigkeit gelten auch Bonus-
zahlungen. Sie sind unabhängig von ihrer Höhe steuerbar; auf ihnen
sind auch die Sozialabgaben zu entrichten.

Zu Frage 2: Bei AbfindungssUmmen bzw. Kapitalabfindungen an
ausscheidende Arbeitnehmer ist gegebenenfalls zu prüfen, ob es sich
um solche aus einer mit dem Arbeitsverhältnis verbundenen Vor-
sorgeeinrichtung oder um sogenannte «gleichartige Kapitalabfin-
dungen des Arbeitgebers» handelt (§ 17 Abs. 2 StG). Unter letzteren
sind nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts zum alten
Steuergesetz vom 8. Juli 1951 im wesentlichen Entschädigungen zu
verstehen, die -wie Kapitalabfindungen aus einer Vorsorgeeinrich-
tung -objektiv dazu dienen, die durch Alter, Invalidität oder Tod des
Arbeitnehmers verursachte oder wahrscheinliche Beschränkung sei-
ner gewohnten Lebenshaltung bzw. derjenigen seiner Hinterlassenen
zu mildem (Rechenschaftsbericht des Verwaltungsgerichts an den
Kantonsrat, 1998, Nr.142).
Wie schon durch das Harmonisierungsrecht des Bundes vorgegeben,
werden Kapitalabfindungen aus einer Vorsorgeeinrichtung oder
gleichartige Kapitalabfindungen des Arbeitgebers auch im System
der Gegenwartsbemessung gesondert besteuert. Nach dem Zürcher
Steuergesetz vom 8. Juni 1997 ist dabei auf den Steuersatz abzu-
stellen, der sich ergäbe, wenn an Stelle der einmaligen eine jährliche
Leistung von einem Zehntel der Kapitalleistung ausgerichtet würde,
die einfache Staatssteuer beträgt jedoch mindestens zwei Prozent. Im
Übrigen wird stets eine volle Jahressteuer erhoben (§ 37 StG).

Abfmdungssummen, die nicht den erwähnten Kapitalabfmdungen
zugerechnet werden können, werden dagegen zusammen mit dem
übrigen Einkommen als normales Einkommen besteuert.

Zu Frage 3: Bonuszahlungen oder Abfindungssummen gehören zum
Personal- und damit zum Geschäftsaufwand des Arbeitgebers; sie
schmälern somit den steuerbaren Geschäftsgewinn.

Vorbehalten bleiben allenfalls so genannte verdeckte Gewinnaus-
schüttungen an die Anteilsinhaber (Aktionäre) einer Kapitalunter-
nehmung. Solche Ausschüttungen können auch in der Form erfolgen,
dass gegenüber den Anteilsinhabern übermässige Salärleistungen
erbracht werden. Nur in diesen Fällen kann die Differenz gegenüber
einem marktkonformen Salär als verdeckte Gewinnausschüttung
dem Gewinn der Kapitalunternehmung zugerechnet werden.

Zu Frage 4: Die Gemeindesteuererträge (ohne Staats- und Bundes-
steuern) der in Zürich domizilierten Banken bzw. Finanzinstitute ent-
wickelten sich wie folgt (in Mio. Franken):
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Es trifft zu, dass sich die Steuererträge einzelner Grossbankinstitute
in diesen Jahren zeitweise um bis zu 80 Prozent vermindert haben.

Über die für die Jahre 1999 und 2000 zu erwartenden Steuererträge
von Banken und Finanzinstituten in der Stadt Zürich kann derzeit
noch keine Aussage gemacht werden. Dies vor allem auch vor dem
Hintergrund der ab 1999 geänderten Bemessungssystematik bzw.
Einführung der Gegenwartsbemessung. Die ordentliche Einreiche-
frist für die Steuererklärungen 1999 B dauert für die juristischen Per-
sonen bis zum 30. September 2000.

Zu Frage 5: Zahlreiche der in Zürich domizilierten Banken und grös-
seren Firmen beteiligen sich schon seit Jahren finanziell am kultu-
rellen Leben der Stadt Zürich. Am deutlichsten zeigt sich dies bei der
Fmanzierung der Zürcher Festspiele: Vom finanzbedarf von rund
3 Mio. Franken übernehmen der Kanton Fr. 800 000.- und die Stadt
rund Fr. 200 000.-. Die verbleibenden 2 Mio. Franken werden von
privaten Firmen und Organisationen getragen. Im Weiteren werden
sowohl das Opernhaus wie auch das Schauspielhaus, die Tonhalle
und das Kunsthaus mit grösseren Beiträgen seitens der Grossbanken
unterstützt. Sodann wird beispielsweise eine Veranstaltung wie das
Theaterspektakel zu mehr als drei Vierteln (75 Prozent) von Priva-
ten finanziert (Sponsoren beiträge, Abgaben der Restaurants, Ein-
trittsgebühren).
Der Stadtrat bemüht sich insofern um ein nachhaltiges Engagement
der grossen Finanzinstitute, als er deren Spitzenvertreter zur Mit-
wirkung in den Verwaltungsräten oder Vorständen der grossen
Kunstinstitute einlädt. Aber auch in den Trägerschaften der mittel-
grossen Institute (Theater Neumarkt, ZKO) sitzen Vertreterinnen
und Vertreter von finanzkräftigen Firmen.

Besonders angewiesen auf die Mitwirkung von Sponsoren ist mo-
mentan das Schauspielhaus. Sowohl für den Bau der Schiffbauhalle
wie auch für die Realisierung des von Christoph Marthaler vorge-
schlagenen Theaterkonzepts bedarf es neben dem Engagement der
öffentlichen Hand substanzieller Beiträge seitens der privaten Un-
ternehmen. Der Stadtrat ist zuversichtlich, dass die erforderliche
Fmanzierung dank der besonderen Anstrengungen aller Beteiligten
und Interessierten zustande kommt.

Mitteilung an den Stadtpräsidenten, den Vorsteher des Finanz-
departements, die übrigen Mitglieder des Stadtrates, den Stadt-
schreiber, den Rechtskonsulenten, das Steueramt und den Gemein-
derat.

Für getreuen Auszug
der Stadtschreiber


